
Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes v. 20. 

Dezember 1988, BGBl. I S. 2477) 
§ 132d Spezialisierte ambulante Palliativversorgung 

(1) Über die spezialisierte ambulante Palliativversorgung einschließlich der Vergütung und deren Abrechnung 
schließen die Krankenkassen unter Berücksichtigung der Richtlinien nach § 37b Verträge mit geeigneten 
Einrichtungen oder Personen, soweit dies für eine bedarfsgerechte Versorgung notwendig ist. In den Verträgen 
ist ergänzend zu regeln, in welcher Weise die Leistungserbringer auch beratend tätig werden. Im Fall der 
Nichteinigung wird der Vertragsinhalt durch eine von den Vertragspartnern zu bestimmende unabhängige 
Schiedsperson festgelegt. Einigen sich die Vertragspartner nicht auf eine Schiedsperson, so wird diese von der 
für die vertragschließende Krankenkasse zuständigen Aufsichtsbehörde bestimmt. Die Kosten des 
Schiedsverfahrens tragen die Vertragspartner zu gleichen Teilen. 

(2) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen legt gemeinsam und einheitlich unter Beteiligung der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft, der Vereinigungen der Träger der Pflegeeinrichtungen auf Bundesebene, 
der Spitzenorganisationen der Hospizarbeit und der Palliativversorgung sowie der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung in Empfehlungen 
1. 

die sächlichen und personellen Anforderungen an die Leistungserbringung, 

2. 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung und Fortbildung, 

3. 
Maßstäbe für eine bedarfsgerechte Versorgung mit spezialisierter ambulanter Palliativversorgung 

fest. 
(3) Krankenkassen können Verträge, die eine ambulante Palliativversorgung und die spezialisierte ambulante 
Palliativversorgung umfassen, auch auf Grundlage der §§ 73b oder 140a abschließen. Die 
Qualitätsanforderungen in den Empfehlungen nach Absatz 2 und in den Richtlinien nach § 37b Absatz 3 und § 92 
Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 gelten entsprechend. 

 


